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 Veröffentlicht am 19.02.2025

Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat als Revisionsgericht durch die Senatspräsidentin Dr. Solé als Vorsitzende und die

Hofrätinnen und Hofräte Mag. Dr. Wurdinger, Mag. Malesich, Dr. Weber und Mag. Fitz als weitere Richter in der

Rechtssache der klagenden Partei S*, vertreten durch Mag. Martin Wabra, Rechtsanwalt in Gmünd, gegen die beklagte

Partei G* AG, *, vertreten durch die MUSEY rechtsanwalt gmbH in Salzburg, wegen Feststellung, über die

außerordentliche Revision der klagenden Partei gegen das Urteil des Oberlandesgerichts Wien als Berufungsgericht

vom 24. Oktober 2024, GZ 5 R 144/24v-49, den

Beschluss

gefasst:

Spruch

Die außerordentliche Revision wird gemäß § 508a Abs 2 ZPO mangels der Voraussetzungen des § 502 Abs 1 ZPO

zurückgewiesen.Die außerordentliche Revision wird gemäß Paragraph 508 a, Absatz 2, ZPO mangels der

Voraussetzungen des Paragraph 502, Absatz eins, ZPO zurückgewiesen.

Text

Begründung:

[1]            Die Klägerin schloss im Jahr 2017 bei der Beklagten einen Eigenheimversicherungsvertrag für ihr

Wohngebäude beinhaltend eine Feuerversicherung ab. Im Jahr 2022 wurde dieses Wohngebäude durch einen Brand

beschädigt.

[2]            Die dem Versicherungsvertrag zugrundeliegenden Allgemeinen Bedingungen der Beklagten für die

Sachversicherung (ABS 2020/Stufe 1) lauten auszugsweise:

                  „Artikel 2

                  Gefahrerhöhung

                  1. Nach Vertragsabschluss darf der Versicherungsnehmer ohne Einwilligung des Versicherers keine

Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.

                  [...]

                  2 . [...] Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Absatz 1 genannten PJichten, ist der Versicherer

außerdem gemäß den Voraussetzungen und Begrenzungen der §§ 23 bis 31 VersVG von der VerpJichtung zur Leistung

frei. 2. [...] Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Absatz 1 genannten PJichten, ist der Versicherer außerdem

gemäß den Voraussetzungen und Begrenzungen der Paragraphen 23 bis 31 VersVG von der VerpJichtung zur Leistung

frei.
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                  [...]“

[3]            Die Klägerin begehrt von der Beklagten die Feststellung der VerpJichtung zum Ersatz des aufgrund des

Brandes entstandenen Schadens.

[4]            Die Vorinstanzen wiesen das Klagebegehren wegen einer von der Klägerin verschuldeten Gefahrerhöhung ab.

Rechtliche Beurteilung

[5]            Die außerordentliche Revision der Klägerin dagegen zeigt keine erhebliche Rechtsfrage iSd § 502 Abs 1 ZPO

auf: [5] Die außerordentliche Revision der Klägerin dagegen zeigt keine erhebliche Rechtsfrage iSd Paragraph 502,

Absatz eins, ZPO auf:

[6]       1. Die behauptete Mangelhaftigkeit des Berufungsverfahrens und die behauptete Aktenwidrigkeit wurden

geprüft; sie liegen nicht vor (§ 510 Abs 3 ZPO). [6] 1. Die behauptete Mangelhaftigkeit des Berufungsverfahrens und die

behauptete Aktenwidrigkeit wurden geprüft; sie liegen nicht vor (Paragraph 510, Absatz 3, ZPO).

[7]       2. Eine Gefahrerhöhung nach § 23 Abs 1 VersVG ist eine nachträgliche Änderung der bei Vertragsabschluss

tatsächlich vorhandenen gefahrenerheblichen Umstände, die den Eintritt des Versicherungsfalls oder eine

Vergrößerung des Schadens wahrscheinlicher macht und den Versicherer deshalb vernünftigerweise veranlassen

kann, die Versicherung aufzuheben oder nur gegen erhöhte Prämie fortzusetzen (RS0080357; RS0080237). Darunter

wird ein Gefährdungsvorgang verstanden, der seiner Natur nach geeignet ist, einen neuen Gefahrenzustand von so

langer Dauer zu schaPen, dass er die Grundlage eines neuen natürlichen Schadenverlaufs bilden kann und damit den

Eintritt des Versicherungsfalls generell zu fördern geeignet ist (RS0080491). Nur eine vom Versicherungsnehmer

willkürlich herbeigeführte Gefahrenerhöhung hat Leistungsfreiheit nach § 25 Abs 1 VersVG zur Folge. Dem Wissen des

Versicherungsnehmers um die Gefahrenerhöhung steht dessen verschuldetes Nichtwissen gleich, wenn dieses so

schwer ins Gewicht fällt, dass es wegen der Sinnfälligkeit der Gefahr (dem Wissenmüssen) einer positiven Kenntnis

gleichkommt (RS0080030 [T1]). Dem Versicherungsnehmer muss klar sein, dass seine Verhaltensweise geeignet ist, die

Gefahr des Eintritts des Versicherungsfalls zu vergrößern. Es muss ihm zumindest ein der positiven Kenntnis

gleichkommendes schwerwiegendes Nichtwissen um die Gefahrenerhöhung anzulasten sein (vgl 7 Ob 153/24m mwN).

Ob eine bestimmte Handlung die versicherte Gefahr erhöht, ist grundsätzlich eine Frage des Einzelfalls (RS0080366;

RS0080357 [T10]). [7] 2. Eine Gefahrerhöhung nach Paragraph 23, Absatz eins, VersVG ist eine nachträgliche Änderung

der bei Vertragsabschluss tatsächlich vorhandenen gefahrenerheblichen Umstände, die den Eintritt des

Versicherungsfalls oder eine Vergrößerung des Schadens wahrscheinlicher macht und den Versicherer deshalb

vernünftigerweise veranlassen kann, die Versicherung aufzuheben oder nur gegen erhöhte Prämie fortzusetzen

(RS0080357; RS0080237). Darunter wird ein Gefährdungsvorgang verstanden, der seiner Natur nach geeignet ist, einen

neuen Gefahrenzustand von so langer Dauer zu schaPen, dass er die Grundlage eines neuen natürlichen

Schadenverlaufs bilden kann und damit den Eintritt des Versicherungsfalls generell zu fördern geeignet ist

(RS0080491). Nur eine vom Versicherungsnehmer willkürlich herbeigeführte Gefahrenerhöhung hat Leistungsfreiheit

nach Paragraph 25, Absatz eins, VersVG zur Folge. Dem Wissen des Versicherungsnehmers um die Gefahrenerhöhung

steht dessen verschuldetes Nichtwissen gleich, wenn dieses so schwer ins Gewicht fällt, dass es wegen der

Sinnfälligkeit der Gefahr (dem Wissenmüssen) einer positiven Kenntnis gleichkommt (RS0080030 [T1]). Dem

Versicherungsnehmer muss klar sein, dass seine Verhaltensweise geeignet ist, die Gefahr des Eintritts des

Versicherungsfalls zu vergrößern. Es muss ihm zumindest ein der positiven Kenntnis gleichkommendes

schwerwiegendes Nichtwissen um die Gefahrenerhöhung anzulasten sein vergleiche 7 Ob 153/24m mwN). Ob eine

bestimmte Handlung die versicherte Gefahr erhöht, ist grundsätzlich eine Frage des Einzelfalls (RS0080366; RS0080357

[T10]).

[8]       3. Die Rechtsansicht des Berufungsgerichts, die erst nach Abschluss des Versicherungsvertrags erfolgte Nutzung

der Räumlichkeit, von der der Brand ausging, als Garage und das Anbringen mehrerer Steckdosenverteiler an die

einzig vorhandene Steckdose an denen wiederum eine Vielzahl von zum erheblichen Teil dauernd betriebenen

Elektrogeräten angeschlossen wurden sowie das dort erfolgte Lagern von TreibstoP in hoher Menge ohne Installation

einer Brandschutztür zum Wohnbereich, sei als verschuldete Gefahrerhöhung im Sinn des §§ 23 P VersVG und der

gleichlautenden Versicherungsbedingungen anzusehen, hält sich im Rahmen dieser Rechtsprechung. Wenn das

Berufungsgericht der Versicherungsnehmerin ein allfälliges Nichtwissen darüber, dass das Zusammenwirken dieser

Umstände das Brandrisiko drastisch erhöht, als ein der positiven Kenntnis gleichkommendes schwerwiegendes
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Nichtwissen anlastet, wendet es die dargestellte Rechtsprechung zum erforderlichen Verschuldensgrad ohne

Korrekturbedarf an. Sekundäre Feststellungsmängel liegen dazu nicht vor, handelt es sich dabei doch um eine

rechtliche Beurteilung. [8] 3. Die Rechtsansicht des Berufungsgerichts, die erst nach Abschluss des

Versicherungsvertrags erfolgte Nutzung der Räumlichkeit, von der der Brand ausging, als Garage und das Anbringen

mehrerer Steckdosenverteiler an die einzig vorhandene Steckdose an denen wiederum eine Vielzahl von zum

erheblichen Teil dauernd betriebenen Elektrogeräten angeschlossen wurden sowie das dort erfolgte Lagern von

TreibstoP in hoher Menge ohne Installation einer Brandschutztür zum Wohnbereich, sei als verschuldete

Gefahrerhöhung im Sinn des Paragraphen 23, P VersVG und der gleichlautenden Versicherungsbedingungen

anzusehen, hält sich im Rahmen dieser Rechtsprechung. Wenn das Berufungsgericht der Versicherungsnehmerin ein

allfälliges Nichtwissen darüber, dass das Zusammenwirken dieser Umstände das Brandrisiko drastisch erhöht, als ein

der positiven Kenntnis gleichkommendes schwerwiegendes Nichtwissen anlastet, wendet es die dargestellte

Rechtsprechung zum erforderlichen Verschuldensgrad ohne Korrekturbedarf an. Sekundäre Feststellungsmängel

liegen dazu nicht vor, handelt es sich dabei doch um eine rechtliche Beurteilung.

[9]       4. Wenn die Klägerin in ihrer Revision damit argumentiert, dass die Nutzung der Räumlichkeit als Garage und die

TreibstoRagerung per se für den Brand nicht kausal gewesen wären, übersieht sie, dass nach den Feststellungen die

unmittelbare Brandursache die von ihr bewirkte Überlastung der Steckdose war und sowohl die TreibstoRagerung als

auch die fehlende Brandschutztür die weitere Ausbreitung des Brandes begünstigt haben. Da all das auf eine von der

Klägerin geschaffene Situation zurückzuführen ist, ist aus dieser Argumentation für sie nichts gewonnen.

[10]           5. Aus der Feststellung des Erstgerichts, wonach die Versicherungsvertreterin der Beklagten im August 2018

„die Garage sah“ folgt noch keine Kenntnis der Beklagten über gefahrerhöhende Umstände, hat doch das Erstgericht

auch festgestellt, dass zu diesem Zeitpunkt weder Verteilerkabel noch Benzinkanister vorhanden waren.

[11]     6. Dieser Beschluss bedarf keiner weiteren Begründung (§ 510 Abs 3 ZPO). [11] 6. Dieser Beschluss bedarf keiner

weiteren Begründung (Paragraph 510, Absatz 3, ZPO).

Textnummer

E143738

European Case Law Identifier (ECLI)

ECLI:AT:OGH0002:2025:0070OB00203.24I.0219.000

Im RIS seit

13.03.2025

Zuletzt aktualisiert am

05.09.2025

Quelle: Oberster Gerichtshof (und OLG, LG, BG) OGH, http://www.ogh.gv.at

 2026 JUSLINE

JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at

https://www.jusline.at/gesetz/zpo/paragraf/510
http://www.ogh.gv.at
file:///

	TE OGH 2025/2/19 7Ob203/24i
	JUSLINE Entscheidung


